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Papier bestimmt noch weitgehend die mit der Planung von Bauvorhaben zusammenhängenden Prozesse. Das könnte sich mit der Digitalisierung in den Bauämtern ändern. FOTO: DPA

medienbruchfrei“, erklärt Thilo
Schuster, geschäftsführender Ge-
sellschafter von CIT. „Unser An-
spruch in Ulm war, den Aufwand zu
verringern“, sagt er. „Die Antrag-
steller müssen Anträge nicht mehr
sechsfach einreichen. Über ein ‚Sta-
tus-Tracking‘ können sie den Stand
des Verfahrens verfolgen.“

Den Aufwand, ein solches System
aufzubauen, sollte man allerdings
nicht unterschätzen. „Bauprozesse
sind die komplexesten E-Governe-
ment-Verfahren“, sagt Schuster. „Es
müssen dafür Arbeitsweisen verän-
dert werden. Das Thema Kultur-
wandel spielt hier eine wichtige Rol-
le. Man muss die Mitarbeiter einbe-
ziehen und komplexe Fragestellun-
gen lösen. Das Interesse am Thema
ist sehr groß, aber es ist nicht gerade
das Einstiegsprojekt beim E-Gover-
nement“, sagt er.

Virtuelle Bauämter sind
Voraussetzung für digitales Bauen

Virtuelle Bauämter hält Schuster für
eine Voraussetzung dafür, dass sich
digitales Bauen wie Building Infor-
mation Modeling (BIM) durchset-
zen kann. „BIM wird keinen Erfolg
haben, wenn nicht auch elektro-
nisch kommuniziert wird.“

den-Württemberg entwickelt. Das
Formular-Prozess-Management
dafür hat der IT-Dienstleister CIT
aus Dettingen an der Teck entwi-
ckelt. Laut den Experten bieten sol-
che IT-Plattformen „eine umfang-
reiche Workflow-Steuerung, die die
einzelnen Schritte im Verfahren au-
tomatisch koordiniert und eine
sinnvolle Ablaufplanung ermög-
licht“. Zusätzlich können die auf der
Plattform eingereichten Dokumen-
te elektronisch signiert und damit
rechtssicher zwischen den Beteilig-
ten ausgetauscht werden. Am Ende
des Verfahrens steht dann die digi-
tale Baugenehmigung oder die Ab-
lehnung des Antrags.

„Das Ziel ist, dass alle Beteiligten
elektronisch miteinander kommu-
nizieren können, und das möglichst

Digitalisierung Mit dem virtuellen Bauamt
Verfahren beschleunigen

Wer bauen will, hat es mit einer
Fülle von Vorschriften, Fristen
und Verfahrenswegen zu tun.
Baugenehmigungsverfahren
gehen daher in der Regel mit
dem Austausch größerer Papier-
mengen und langen Bearbei-
tungszeiten einher. Die Bau-
wirtschaft hofft nun auf das vir-
tuelle Bauamt. Damit soll es für
die Beteiligten leichter werden.

Von Wolfgang Leja

STUTTGART. In der Metropolregi-
on Rhein-Neckar laufen derzeit die
Vorbereitungen für das virtuelle
Bauamt. Damit sollen Bauanträge
künftig elektronisch eingereicht,
bearbeitet und beschieden werden
können. Denn die elektronische Ab-
wicklung von Baugenehmigungs-
verfahren birgt ein hohes Optimie-
rungspotenzial. Eine Studie für den
Normenkontrollrat geht davon aus,
dass bis zu 25 Prozent Bearbei-
tungs- und Liegezeiten pro Antrag
im Baugenehmigungsverfahren
eingespart werden könnten.

Dadurch profitieren alle am Bau
Beteiligten: Die Bauherren und Ar-

chitekten von einem beschleunig-
ten Genehmigungsprozess und grö-
ßerer Planungssicherheit. Die Be-
hörde, weil die aufwendige Digitali-
sierung der Unterlagen entfällt und
der Beteiligungsprozess der Fach-
behörden digital erfolgen kann.

Bauwirtschaft hofft auf schnellere
Auftragsreife für Vorhaben

So beschränkt sich der Kreis der Be-
teiligten im elektronischen Bauge-
nehmigungsverfahren nicht nur auf
den Antragsteller und die Bauge-
nehmigungsbehörde, sondern er-
weitert sich auf Objektplaner, Bau-
herren, Statiker, beteiligte Fachbe-
hörden und sonstige Verwaltungen
sowie Anlieger.

„Wir erhoffen uns vom virtuellen
Bauamt eine deutliche Beschleuni-
gung der Genehmigungsverfahren
und daraus resultierend einen Zeit-
vorteil sowohl für Auftraggeber als
auch für Auftragnehmer“, sagt Tho-
mas Möller, Hauptgeschäftsführer
des Verbands Bauwirtschaft Nord-
baden. „Unsere Betriebe sind häufig
mit sehr knapp kalkulierten Ausfüh-
rungsfristen konfrontiert. Nicht sel-
ten sind vorherige Verzögerungen
im Genehmigungsverfahren die Ur-
sache. Bauvorhaben, die schneller

zur Auftragsreife gebracht werden,
erreichen zu einem früheren Zeit-
punkt die Ausschreibungs- und da-
mit auch die Ausführungsphase.
Der Termindruck könnte so deut-
lich reduziert werden“, hofft er.

In Ulm gibt es bislang das einzige
virtuelle Bauamt im Land. Dort kön-
nen Entwurfsverfasser einen Bau-
antrag samt eingescannter Doku-
mente, digitaler Bilder und Pläne via
Internet an das Stadtplanungsamt
übermitteln. Vorteil ist nach Anga-
ben der Stadt, dass „alle zu beteili-
genden Abteilungen und Stellen
zeitgleich statt nacheinander betei-
ligt werden können. Dadurch ver-
kürzt sich die Bearbeitungszeit der
baurechtlichen Verfahren.“

Das virtuelle Bauamt in Ulm wur-
de im Auftrag der Datenzentrale Ba-

Das virtuelle Amt bietet Nutzern viele Vorteile

� Der Benutzer wird durch kontextab-
hängige Fragen unterstützt, wenn er
die Unterlagen und Informationen
zusammenstellt.

� Der Prozess wird von zeitoptimieren-
den Funktionen begleitet, wie etwa
automatischen Benachrichtigungen

oder der Überwachung von Fristen.
� Die Baugenehmigungsprozesse wer-

den beschleunigt und optimiert.
� Die Übergabe wesentlicher Daten und

aller Dokumente an das Fachverfah-
ren sorgt für hohe Datenqualität und
Zeitersparnis bei der Datenerfassung.

Aufkommen
von Bodenaushub
weiter angestiegen
STUTTGART. Das Aufkommen an
unbelastetem Bodenaushub in
Baden-Württemberg ist im Jahr
2016 weiter angestiegen. Wie das
Statistische Landesamt mitteilt,
sind an „Boden und Steinen“, die
keine gefährlichen Stoffe enthal-
ten, rund 28,3 Millionen Tonnen
angefallen. Das waren knapp 1,7
Millionen Tonnen oder sechs Pro-
zent mehr als im Vorjahr.

Unbelasteter Bodenaushub fällt
überwiegend beim Ausheben von
Baugruben an. Daher trug die ak-
tuell rege Bautätigkeit im Land
zum wachsenden Aufkommen
bei. Die Verwertungsquote des un-
belasteten Bodenaushubs sta-
gnierte 2016 bei 83 Prozent.

Mit gut 22,5 Millionen Tonnen
wurde der überwiegende Teil des
Aufkommens zur Verfüllung von
übertägigen Abbaustätten oder im
Deponiebau genutzt. Eine Million
Tonnen wurde anderweitig ver-
wertet. Die verbleibende Menge
von 4,7 Millionen Tonnen konnte
keiner Verwertung zugeführt wer-
den, sondern wurde auf Deponien
beseitigt. (sta)

Kurz notiert

Maschinenbau profitiert von
Umweltschutzinvestitionen

STUTTGART. Die Umsätze der
Umweltbranche in Baden-Würt-
temberg sind im Jahr 2015 nach
Angaben des Statistischen Lan-
desamtes auf über zwölf Milliar-
den Euro angestiegen. Mit einem
Anteil von 45 Prozent beziehungs-
weise gut 5,5 Milliarden Euro Um-
satz leistete vor allem der Maschi-
nenbau dazu einen erheblichen
Beitrag. (sta)

Betriebe weiter
in Hochstimmung

STUTTGART. Die baden-würt-
tembergische Wirtschaft zeigt sich
mit der Entwicklung ihrer Ge-
schäfte zufrieden: Die Auslastung
ist gestiegen, die Umsatz- und Er-
tragsentwicklung sind gut, die
Stimmung ist bestens, wie die ak-
tuelle Konjunkturumfrage des Ba-
den-Württembergischen Indus-
trie- und Handelskammertags
(BWIHK) zeigt. Danach bewerten
die meisten Unternehmen ihre
Lage derzeit auf hohem Niveau
nochmals etwas positiver als im
Frühsommer und blicken auch
optimistisch nach vorne. (sta)

Erneut weniger Baufreigaben
im Land

STUTTGART. Die Zahl der Bau-
freigaben für den Wohnungsneu-
bau ist im August weiterhin rück-
läufig. Das meldet das Statistische
Landesamt. Danach wurden im
August 2017 mit 3490 genehmig-
ten Wohnungen in Wohn- und
Nichtwohngebäuden 36 Prozent
weniger Baufreigaben erteilt als
noch im August 2016. Im gesam-
ten Jahresverlauf verzeichnen die
Statistiker mit 26 216 Wohnungen
15 Prozent weniger genehmigte
Neubauwohnungen als von Janu-
ar bis August 2016. (sta)

Von Investitionen in die Windkraft
profitiert auch der Maschinenbau. FOTO: VDMA

Fachkräftemangel
im Handwerk
verschärft sich
STUTTGART. Die Personalsuche
im Handwerk gestaltet sich immer
schwieriger: Nur noch drei Pro-
zent der Betriebe konnten ohne
Probleme neue Mitarbeiter fin-
den. Das ist das Ergebnis einer
Umfrage des Baden-Württember-
gischen Handwerkstags (BWHT)
unter 1500 Betrieben im Land.

Danach gaben rund 70 Prozent
(2015: 63 Prozent) der befragten
Betriebe an, dass geeignetes Per-
sonal trotz intensiver Suche nicht
zu finden war. Dabei betrafen die
Fachkräfteengpässe alle Bereiche
des Handwerks.

„Im Vergleich zu 2015 hat sich
die Personalsituation nochmals
deutlich verschärft“, sagt Landes-
handwerkspräsident Rainer
Reichhold. Den Experten zufolge
gestaltet sich die Personalfrage vor
allem für kleinere Betriebe schwie-
rig. „Viele Bewerber ziehen die In-
dustrie oder andere Branchen
dem Handwerk vor“, so der
BWHT. Hochgerechnet auf alle
Betriebe im Land, seien im Herbst
2017 rund 45 000 Stellen unbesetzt
geblieben. (sta)

Vermieter dürfen ihren Mietern kündigen,
um Grundstücke gewinnbringender zu verwerten
Richter am Bundesgerichtshof setzen dafür aber hohe Hürden

KARLSRUHE. Vermieter dürfen ih-
ren Mietern kündigen, um ihr
Grundstück wirtschaftlich gewinn-
bringender zu verwerten, zum Bei-
spiel durch Abriss und anschlie-
ßenden Neubau. Eine solche „Ver-
wertungskündigung“ lässt das Bür-
gerliche Gesetzbuch ausdrücklich
zu. Wie jetzt der Bundesgerichtshof
(BGH) in Karlsruhe entschied, be-
deutet dies aber nicht, dass Vermie-
ter ihren Gewinn uneingeschränkt
optimieren dürfen. Im Gegenteil:
Laut BGH gelten bei Verwertungs-
kündigungen hohe gesetzliche An-
forderungen.

Im entschiedenen Fall geht es um
eine Sieben-Zimmer-Wohnung in
der Innenstadt St. Blasiens im
Hochschwarzwald (Landkreis
Waldshut). Der Vermieter, eine
Kommanditgesellschaft, hatte das
Anwesen im Jahr 2015 erworben
und will das Gebäude abreißen las-
sen, um das benachbarte Modehaus

zu erweitern. Das Nachbargrund-
stück gehört ebenfalls dem Vermie-
ter, der es an das Modehaus ver-
pachtet hat. Die Mieter der rund 190
Quadratmeter großen Wohnung in
dem für den Abriss vorgesehenen
Gebäude traf deshalb eine Verwer-
tungskündigung und anschließend
eine Räumungsklage.

Will ein Vermieter eine solche
Verwertungskündigung vorneh-
men, muss er in der Kündigung
darlegen, dass er „an einer ange-
messenen wirtschaftlichen Ver-
wertung des Grundstücks gehin-
dert“ wird und dadurch „erhebli-
che Nachteile“ erleidet.

Der Vermieter berief sich nun
darauf, dass durch die langfristige
Verpachtung an das Modehaus ein
deutlich höherer Ertrag zu erwirt-
schaften sei als bei Fortführung der
bisherigen Mietverhältnisse.

Dem angerufenen Amtsgericht
St. Blasien und ebenso dem Land-

gericht Waldshut-Tiengen reichte
dies als Begründung aus.

Dem widersprach jetzt der BGH
und bescheinigte den Instanzge-
richten, zu berücksichtigende Be-
lange grundlegend verkannt zu ha-
ben. Vor allem stellten sie klar, dass
auch Mieter unter dem grundge-
setzlichen Schutz der Eigentums-
garantie stehen und mahnte daher
Sorgfalt bei der Prüfung von Ver-
wertungskündigungen an.

So hatte das Landgericht bei der
Prüfung auf die langfristige Sicher-
stellung von Mieteinnahmen abge-
stellt. Wie die Bundesrichter jetzt
bemängelt haben, ist dies aber zu
oberflächlich.

Eine solche „pauschale Betrach-
tungsweise“ würde darauf hinaus-
laufen, einen Nachteil für den Ver-
mieter schon dann zu bejahen,
wenn er mit der vermieteten Woh-
nung nicht nach Belieben verfah-
ren kann, so die BGH-Richter.

Das Landgericht, an das der Fall
zurückverwiesen wurde, wird nun
erneut prüfen müssen, ob tatsäch-
liche Umstände vorliegen, die die
Verwertungskündigung auch wirk-
lich rechtfertigen (Aktenzeichen
VIII ZR 243/16).

Johannes Buschbeck,
Richard Boorberg Verlag
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